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Die große Mehrheit der Jobs in Privathaushalten ist nicht angemeldet. 
Eine Studie untersucht die Gründe – und wie die Beschäftigung im Wachstumssektor haus-
haltsnahe Dienstleistungen in legale Bahnen gelenkt werden könnte.
von Manuela Schwarzkopf und Karin Gottschall
Der Bedarf an professioneller Unter-
stützung im Haushalt steigt. Denn 
immer mehr Frauen gehen einer 
Erwerbsarbeit nach und haben so we-
niger Zeit, die weiterhin notwendigen 
Arbeiten in Haushalt und Familie in 
vollem Umfang selbst zu erledigen 
- Arbeiten, die traditionell und unent-
geltlich von ihnen erbracht werden. 
Gleichzeitig sind immer mehr ältere 
Menschen, die mit alters- 
oder gesundheitsbe-
dingter Einschränkungen 
in ihrem eigenen Haus-





über vier Millionen Pri-
vathaushalte in Deutsch-
land eine Haushaltshilfe. 
Putzen, waschen, Kinder 
betreuen, Alte pflegen 
– in der Regel geschieht 
dies ohne Arbeitsvertrag 
und Sozialversicherung. 
Von den Beschäftigten in 
Privathaushalten sind 90 
Prozent weiblich, viele 
haben einen Migrations-
hintergrund, einige keine 
Arbeits- oder Aufent-
haltserlaubnis.
Die Frage ist: Wie lassen 
sich nicht angemeldete, 
prekäre Jobs in reguläre 
und möglichst sozialver-
sicherte Stellen überfüh-
ren? Karin Gottschall, 
Professorin am Zentrum 
für Sozialpolitik der Uni-
versität Bremen, und 
Manuela Schwarzkopf 
vom Institut Arbeit und 
Qualifikation haben unter-
sucht, welche rechtlichen 
und institutionellen Anreize dazu 
führen, dass nur etwa zehn Prozent 
der Arbeitsverhältnisse in Privathaus-
halten angemeldet sind.1 Offenbar 
1 Karin Gottschall, Manuela Schwarz-
kopf: Rechtliche und institutionelle Anreize 
zu irregulärer Arbeit in Privathaushalten 
in Deutschland. Bestandsaufnahme und 
Lösungsansätze, Studie für die Hans-
haben nicht nur die Haushalte als 
Arbeitgeber, sondern auch die Ange-
stellten selbst – trotz des „erheblichen 
Prekarisierungspotenzials“ und zum 
Teil „quasifeudaler Bedingungen“ – ein 
Interesse an irregulären Beschäfti-
gungsformen, so die Wissenschaftle-
rinnen. 
Aus Sicht der Beschäftigten machen 
zahlreiche gesetzliche Regelungen 
einen unangemeldeten Job attraktiver 
als einen regulären. Darunter fallen 
für Haushaltshilfen mit deutscher 
Staatsbürgerschaft der Untersuchung 
zufolge etwa




Bezieherin von 400 Verdienst nur 
160 Euro. Wer einen Anspruch auf 
Kinderzuschlag oder Grundsicherung 
im Alter hat, muss ebenfalls damit 
rechnen, dass ein regulär erzieltes 
Arbeitseinkommen zu großen Teilen 
angerechnet wird.
> die eingeschränkten Erwerbsmög-
lichkeiten für Arbeitslosen-
geld-I-Beziehende. Sie 
dürfen maximal 15 Stun-
den pro Woche arbeiten. 
Verdienste über 165 Euro 
pro Monat werden voll-
ständig angerechnet.
> Steuern und Sozial-
abgaben, die anfallen, 
sofern Putz- oder Betreu-
ungsjobs mehr als 400 
Euro im Monat abwerfen. 
Bei Frauen, die bereits 
einen sozialversiche-
rungspflichtigen Hauptjob 
haben oder verheiratet 
und in einer ungünstigen 
Steuerklasse sind, kön-
nen zunächst relativ hohe 
Steuersätze greifen, die 
das verbleibende monat-
liche Nettoeinkommen 
aus diesem Zweit- oder 
Nebenjob erheblich min-
dern. Zuviel gezahlte 
Steuern werden zwar mit 
dem Lohnsteuerjahres-
ausgleich zurückerstattet, 
der psychologische Effekt 
beim Blick auf die mo-
natliche Gehaltsabrech-
nung und den geringen 
Auszahlungsbetrag darf 
jedoch nicht unterschätzt 
werden. Zudem müssten 
sich bislang beitragsfrei 
mitversicherte Ehefrauen 
selbst krankenversichern und Beiträge 
entrichten, was das Nettoeinkommen 
weiter reduziert, ohne dass den zu-
sätzlichen Abgaben aktuell wirksame 
Leistungsverbesserungen gegenüber 
stehen. 
Angesichts der zum Teil komplizierten 
Regularien könnten Frauen deshalb 
bei der Suche nach einem Putz- oder 
Betreuungsjob „vorsichtshalber“ auf 
Ob diese Jobs wohl angemeldet sind ?         Illustration: TeER
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irreguläre Beschäftigung setzen, 
vermuten die Wissenschaftlerinnen. 
Denn ohne umfangreiche Kenntnisse 
des Steuer- und Sozialrechts falle es 
schwer, das individuelle „Kosten-Leis-
tungs-Verhältnis“ eines legalisierten 
Neben- oder Zweitjobs richtig einzu-
schätzen. 
Haushaltshilfen ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft sehen sich noch 
mit anderen Schwierigkeiten kon-
frontiert. Während Menschen aus 
den alten EU-Staaten in der Regel 
ohne Probleme als Selbständige oder 
Angestellte in Deutschland arbeiten 
können, brauchen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus Osteuropa 
zunächst eine Arbeitserlaubnis. Diese 
wird in Deutschland nur erteilt, wenn 
keine Bewerberinnen und Bewerber 
aus Deutschland oder der alten EU 
zur Verfügung stehen und wenn es 
sich um einen berufsfachlich qualifi-
zierten Job oder eine ausdrücklich in 
der Beschäftigungsverordnung aufge-
führte Tätigkeit wie Altenpflege oder 
Au-pair handelt. Für Bürgerinnen und 
Bürger aus Staaten außerhalb der EU 
liegen die Hürden noch höher. 
Aus Sicht der Arbeitgeber stehen 
neben erhöhten Kosten vor allem 
bürokratische Anforderungen einer 
Legalisierung irregulärer Beschäfti-
gungsverhältnisse im Weg. Allein den 
Meldepflichten bei den verschiedenen 
Sozialversicherungsträgern nachzu-
kommen, überfordere die meisten 
Privathaushalte, so die Studie. Ein 
sozialversicherungspflichtiges Ar-
beitsverhältnis erfordere „eher die 
Übertragung an ein Steuerberatungs-
büro“. Lediglich der Minijob dürfte für 
viele Haushalte infrage kommen: Hier 
genügt eine einmalige Anmeldung bei 
der Minijob-Zentrale; die zu zahlenden 
Sozialversicherungsbeiträge von gut 
zwölf Prozent des Arbeitsentgelts wer-
den automatisch abgebucht. Insbe-
sondere Ältere könnten jedoch auch 
vor diesem – vereinfachten – Ver-
fahren zurückschrecken, schreiben 
die Forscherinnen. Die vornehmlich 
internetbasierten Informationsan-
gebote und Anmeldemöglichkeiten 
der Minijob-Zentrale erreichen diese 
häufig nicht und Beratungsstellen, 
die über Minijobs im Privathaushalt 
informieren und auch bei der Anmel-
dung und weiteren Administration 
unterstützen, gibt es vor Ort nicht. 
Vielfach bestehe zudem Unkenntnis 
darüber, dass Beschäftigungen an-
gemeldet werden müssen. Insbeson-
dere bei zeitlich sehr geringfügigen 
bzw. unregelmäßigen Einsätzen 
seien Haushalte möglicherweise der 
– unter Umständen auch rechtlich 
zutreffenden – Überzeugung, dass es 
sich nicht um ein anmeldepflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis handele, 
sondern um eine vergütete Form der 
Nachbarschaftshilfe. Der Übergang 
von der Nachbarschaftshilfe zur 
erwerbsförmigen Beschäftigung ist 
unscharf und in der Praxis vermutlich 
auch fließend, so dass die Grenze 
zwischen Legalität und Illegalität viel-
fach unklar sein dürfte. Ein weiterer 
Faktor, der für viele Haushalte rele-
vant sein dürfte: Gerade bei Pflege 
und Kinderbetreuung stehen häufig 
gar keine passenden legalen Ange-
bote zur Verfügung. 
Insgesamt zeige sich, so die Forsche-
rinnen, dass sozial- und steuer- sowie 
zuwanderungsrechtliche Regulie-
rungen unter bestimmten Umständen 
hohe Anreize setzen, eine nicht an-
gemeldete Beschäftigung einer re-
gulären vorzuziehen. Darüber hinaus 
würden irreguläre Beschäftigungen 
insofern erheblich begünstigt, als dass 
sich die inkonsistenten und teils wi-
dersprüchlichen politischen Anforde-
rungen an die Beschäftigten einerseits 
(Förderung nicht Existenz sichernder 
Erwerbstätigkeit versus eng begrenz-
ter Zuverdienstmöglichkeiten) sowie 
an die Privathaushalte andererseits 
(Förderung der Frauenerwerbstätig-
keit versus Privatisierung von Care-
Arbeit) auf individueller Ebene im 
Rahmen regulärer Beschäftigung bzw. 
Dienstleistungsangebote nur schwer 
lösen lassen.
Reguläre Beschäftigung attraktiver 
machen ließe sich Gottschall und 
Schwarzkopf zufolge auf kurze Sicht 
durch Vereinheitlichung und Erhöhung 
von Zuverdienstgrenzen für Sozial-
leistungsbeziehende, insbesondere 
für jene, die auf Grundsicherungs-
leistungen angewiesen sind und 
sich in Folge des sehr bescheidenen 
Sicherungsniveaus in prekärer ökono-
mischer Lage befinden. Grundsätzlich 
wäre jedoch die Förderung von Arbeit 
Zielführender, die während der Be-
schäftigungsdauer, aber auch im Falle 
von Arbeitslosigkeit ein eigenständi-
ges existenzsicherndes Einkommen 
gewährt. Der in der Vergangenheit 
forcierte Ausbau von geringfügiger 
Beschäftigung und des Niedriglohn-
sektors erweise sich hier als kontra-
produktiv und sei zudem unter gleich-
stellungspolitischen Gesichtspunkten 
besonders problematisch, da Frauen 
überproportional von Minijobs und 
Niedriglöhnen betroffen seien.
Für bereits in Deutschland leben-
de Migrantinnen und Migranten 
könnte der – legale – Zugang zum 
Arbeitsmarkt erleichtert und so die 
Möglichkeit der eigenständigen Exis-
tenzsicherung durch eine reguläre 
Beschäftigung geschaffen werden. 
Die Öffnung insbesondere des 
Pflegearbeitsmarktes für Zuwande-
rungsinteressierte wird hingegen von 
Gottschall und Schwarzkopf nicht 
uneingeschränkt befürwortet, da es 
sich hierbei um eine Strategie mit 
zeitlichem ‚Verfallsdatum’ handele, die 
sich nur solange erfolgreich umsetzen 
ließe, wie eine ausreichende Einkom-
mensdrift zwischen den Herkunfts-
ländern und dem Zielland existiere. 
Es erscheint ihnen deshalb langfristig 
und insbesondere mit Blick auf re-
guläre Beschäftigungsmöglichkeiten 
Zielführender zu sein, den Pflegear-
beitsmarkt in einer Weise weiterzuent-
wickeln, dass attraktive Arbeitsplätze 
für in Deutschland lebende Personen 
und zugleich eine für Pflegebedürftige 
bezahlbare Angebotsstruktur entste-
hen. Dazu beitragen könnte auch eine 
Reform des Pflegegeldes und hier 
insbesondere die Einführung eines 
Pflegebudgets mit Nachweispflichten 
zum Verbleib der Mittel, um zu verhin-
dern, dass diese in den grauen oder 
schwarzen Markt fließen. 
Als zentralen Ansatz zur Förderung 
regulärer Beschäftigung sehen Gott-
schall und Schwarzkopf den staatlich 
geförderten Ausbau einer „kosten-
günstigen und bedarfsgerechten In-
frastruktur zur Betreuung, Pflege von 
Kindern und Älteren“. Neben der Ent-
lastung der Familienangehörigen und 
der Bereitstellung qualitätsgesicherter 
Angebote könnten zudem sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse entstehen. Ergänzend 
könnten Arbeiten im Haushalt von 
Dienstleistungsunternehmen statt von 
einer „neuen unsichtbaren Dienstbo-
tenschicht“ verrichtet werden. So ließe 
sich das Entstehen von prekären Jobs 
am ehesten verhindern. 
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